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„Expertenkommission“ in Hessen – nachgefragt
Zwei kritische Frauen verlassen die sogenannte 
Expertenkommission zur Zukunft der hessischen 
Polizei. Die Kommission schrumpft, bevor ein ers-
tes Arbeitsergebnis bekannt wird.

	< Rückblick

Die noch bei der Amtseinfüh-
rung des aktuellen LPP angekün-
digte Möglichkeit der Zusam-
menarbeit der Gewerkschaften 
in der Expertenkommission wur-
de kurzerhand abgesagt und 
trotz der Intervention der DPolG 
Hessen gab es kein Angebot zur 
Zusammenarbeit (geschweige 
denn auf Augenhöhe). 

Die Begründung: „Die Kom-
mission wird zu groß!“

Wir, die DPolG Hessen, haben 
uns als einzige Gewerkschaft 
in der Runde bedingungslos 
gegen einen Generalverdacht 
gegen unsere Berufsgruppe 
ausgesprochen. Den haltlosen 
vorverurteilenden Vorhaltun-
gen eines rechten Netzwerkes 
bei der hessischen Polizei ha-
ben wir von Beginn der Diskus-
sion klare Absagen erteilt. 
Nur zur Klarstellung:

„Damit machen wir es uns 
nicht leicht!“

Gemeinsames Tathandeln und 
einen Organisationsgrad ma-

chen im juristischen Sinne ein 
Netzwerk im Bereich der orga-
nisierten Kriminalität aus. Das 
ist unser Maßstab! Wir sind und 
bleiben an Tatsachen orientiert.

	< Die Enttäuschung

Das gemeinsame Verständnis 
der Kooperation differiert  
doch deutlich, wenn zwei Ge-
sprächstermine mit der Mög-
lichkeit des Austausches als 
Zusammenarbeit angesehen 
werden. Die Kommission hat 
sich selbst mehr als ein Duzend 
mal seit ihrem Bestehen ge-
troffen und auf diesem Weg 
einige skurrile Fragestellungen 
aufgeworfen, die aus unserer 
Sicht mit der Zielsetzung, das 
Vertrauen in die Polizei wieder 
herzustellen, wenig zu tun hat. 
Abgesehen davon stellen wir 
auch das schwindende Ver-
trauen der Bevölkerung in  
unsere Kolleginnen und Kolle-
gen der Polizei in Abrede.

Ungeachtet dieser Rahmenbe-
dingungen haben wir die sich 
uns gebotene Chance gerne 
ergriffen, um unsere Bitte um 
eine echte Mitarbeit zu unter-
streichen, aber auch, um im 
(mutmaßlichen) Sinne der 
Kommission mit der Handrei-
chung der DPolG Hessen einen 
Vertrauensanker in dieser 
schwierigen Zeit zu bilden und 
unseren Beitrag in der Sache zu 
leisten.

Im Gespräch mussten teilweise 
Fragestellungen eines Kommis-
sionsmitgliedes zurückgewie-
sen werden, da sie dem Thema 
nicht dienlich und die Antwor-
ten darauf als vertraulich anzu-
sehen waren.

Hier sind wir unseren Kollegin-
nen und Kollegen, insbesonde-
re aber auch unseren Mitglie-
dern verpflichtet.

Des Weiteren wurden wir um 
schriftliche Stellungnahmen zu 
dem Kalender der DPolG Bayern 
aus dem Jahr 2012 gebeten und 
welche Maßnahmen wir gezielt 
gegen rechts innerhalb unserer 
Gewerkschaft ergreifen.

Der rote Faden der Kommissi-
onsarbeit konnte damit bis zum 
heutigen Tag nicht erkannt wer-
den, obwohl hier ein transparen-
tes Vorgehen eine bedeutsame 
vertrauensbildende Maßnahme 
hätte darstellen können.

	< Die Kommission schrumpft 
– das Vertrauen ebenfalls

Eine vertrauensvolle Zusam-
menarbeit hängt mit Informa
tionen zusammen, die man im 
Kontext der Arbeit erhält. Die 
Information, dass zwei Mitglie-
der die Kommission (wohl nicht 
im Guten) verlassen haben, 
durften wir aus der Zeitung er-
halten. Ein guter Grund, um mal 
nach dem Rechten zu fragen.

Unsere Nachfragen wurden 
weitestgehend aus (Zitat) 
„grundsätzlichen Erwägungen“ 
zurückgewiesen. Informatio-
nen zu Zwischenergebnissen, 
Darstellung zu Arbeitsweisen 
und Struktur: Fehlanzeige! Kei-
ne Antworten, stattdessen 
Hinweise auf vereinbarte Ver-
traulichkeit.

Dafür Verständnis aufzubrin-
gen, fällt zugegebenermaßen 
schwer.

In der Arbeit im örtlichen Per-
sonalrat, aber auch im Haupt-
personalrat sind wir es als Ver-
treter der DPolG Hessen 
gewohnt, mit vertraulichen In-
formationen umzugehen. Ver-
trauen ist keine Einbahnstraße! 

Information ist keine Einbahn-
straße! 

Der aktuelle HPR-Vorsitzende 
– Gleicher unter Gleichen im 
HPR – wurde in die Kommissi-
on berufen, beteiligt sich an 
diesen Prozessen, ohne dazu im 
Gremium des Hauptpersonal-
rates zu berichten. Was bleibt 
übrig? Ein fader Beigeschmack 
von Ausgrenzung, Entschei-
dungen im Hinterzimmer unter 
dem Deckmantel der Vertrau-
lichkeit. Vertrauensförderndes 
Verhalten sieht anders aus.

	< Unser Leitbild –  
alt, aber gut!

Wir haben bereits ein gutes 
Leitbild, auch wenn es schon 
lange Bestand hat, so steht 
nichts Falsches drin. Dieses 
Leitbild wurde durch alle Kolle-
ginnen und Kollegen gemein-
sam erarbeitet. 

Hier war der Weg das Ziel. 
Transparenz, Beteiligung, Wert-
schätzung und vieles mehr.

Sollten diese Parameter für das 
künftige Verfahren nicht mehr 
gelten, so ist es vielleicht bes-
ser, wenn es für immer unter 
Verschluss bleibt.

So sieht keine Wertschätzung 
aus!

Wertschätzung! Nur mit uns. 
DPolG Hessen. 
� Euer Engelbert Mesarec
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Sachstand zur Besoldungsklage
Wir jammern nicht, wir klagen! Das war das  
Thema der Besoldungsklage aus dem Jahr 2017.

Was war passiert? Nach der 
Landtagswahl haben CDU und 
Grüne per Koalitionsvertrag 
beschlossen: Die Beamten be-
kommen eine Nullrunde und 
im nächsten Jahr dürfen die 
Bezüge maximal um ein Pro-
zent steigen. Eine Berücksichti-
gung der Steigerung der Le-
benshaltungskosten, der 
wirtschaftlichen Entwicklung 
im Land (welche durchaus gut 
war) oder sonstige Faktoren 
fand nicht statt. Es kam aber 
noch besser. 

	< Beamte ausgebootet

Die Landesregierung erkannte, 
dass die Steigerung der Leben-
haltungskosten und weitere 
Umstände es nötig machten 
ihren Angestellten eine Ge-
haltserhöhung zukommen zu 
lassen, den Beamten gestand 
man dieses nicht zu.

	< Das Fass läuft über

Das war der Umstand, der das 
Fass zum Überlaufen brachte. 
Dieses Fass war langsam, aber 
stetig vollgelaufen. Unter ande-
rem gab es Einkommensrun-
den, welche nur zeitversetzt 
auf die Beamten übertragen 
wurden, dann wurden Prozente 
der im Tarifbereich ausgehan-

delten Ergebnisse nicht auf die 
Beamtenschaft übernommen, 
die Beihilfeansprüche wurde 
gekürzt, die Wochenarbeitszeit 
ohne Lohnanpassung erhöht. 
Das waren nur einige der Maß-
nahmen, die das Fass füllten, 
welches nun überschwappte. 
Der Landesvorsitzende des dbb, 
Heini Schmitt, sagte damals: 
„Die Beamten haben das Recht, 
dass die Landesregierung sich 
wenigstens die Mühe macht, 
die aktuelle Situation zu analy-
sieren und dann über die Lohn- 
und Gehaltsentwicklung der 
Beamten zu entscheiden.“ 

	< Unter der Grundsicherung

Alle oben genannten Fakten 
führten dazu, dass die Einkom-
mensverhältnisse eines Beam-
ten in einer niedrigen Besol-
dungsgruppe unterhalb des 
Niveaus der staatlichen Grund-
sicherung fielen. Da konnte 
nun wirklich nicht mehr von 
Fürsorge oder angemessener 
Alimentierung gesprochen 
werden. Durch Prof. Dr. Dr.  
Battis, ein Staats- und Verfas-
sungsrechtler, wurde der Sach-
verhalt im Auftrag des dbb 
Hessen untersucht. In seinem 
Gutachten kam er zu dem 
Schluss, dass die verfassungs-
mäßige Verpflichtung der Lan-

desregierung, die Beamten an-
gemessen zu alimentieren, 
nicht erfüllt wurde. Klar ausge-
drückt: Die Landesregierung 
hat gegen ihre verfassungsmä-
ßigen Pflichten verstoßen! Die-
se Erkenntnis hat die DPolG 
und den dbb dazu bewogen, 
entsprechende Klagen einzu-
reichen.

	< Verfassungsgericht urteilt 
in unserem Sinne

Seit der Einreichung der Kla-
gen ist viel Zeit vergangen. 
Aber wir wissen ja, die Müh-
len der Justiz mahlen lang-
sam. Zwischenzeitlich kam 
Schützenhilfe vom Bundes-
verfassungsgericht, welches 
in einem ähnlichen Fall aus 
einem anderen Bundesland 
klare Entscheidungen getrof-
fen hat.

So muss die Familie eines 
Beamten in den unteren Besol-
dungsgruppen mit vier Perso-
nen mindestens 15 Prozent 
mehr Einkommen nach Abzug 
von vergleichbaren Kosten wie 
Miete, Lebensunterhalt und so 
weiter haben wie eine vierköp-
fige Familie, in der niemand ar-
beitet. Diesen Grundsatz sieht 
die DPolG schon lange verletzt, 
was auch das Gutachten von 
Prof. Dr. Dr. Battis belegt.

	< Abstandsgebot

Der Rückschluss ergibt, dass 
wenn die Besoldung in den un-
teren Besoldungsgruppen ver-
fassungswidrig ist, die Besol-
dung aller anderen Gruppen 
ebenfalls nicht rechtmäßig ist.

Denn es ist auch ein Verfas-
sungsprinzip, dass das Ab-
standsgebot eingehalten wer-
den muss.

Dieses bedeutet, dass es zwi-
schen Besoldungsämtern zum 
Beispiel der A 9 und der A 10 

einen erkennbaren und nach-
vollziehbaren Abstand gibt. 
Dieses hat das Bundesverfas-
sungsgericht in einem Urteil 
aus 2017 bekräftigt. 

	< Das Land spielt auf Zeit

Nun muss der Hessische Ver-
waltungsgerichtshof über die 
Klage entscheiden. Dieser hör-
te die Beteiligten wiederholt 
an. Keine gute Figur machte 
dabei das Land, welches wie-
derholt Fristen versäumte, 
Stellungnahmen und geforder-
te Belege schuldig blieb und 
immer wieder Fristverlänge-
rungen beantragte. Bedauer-
lich ist, dass die Richter dieses 
mit sich machen lassen. Denn 
hier scheint doch eindeutig er-
kennbar zu sein, dass auf Zeit, 
am besten bis nach der nächs-
ten Wahl, gespielt wird.

	< Erfolg steht kurz bevor

Nun steht ein Urteil in der Sa-
che aber kurz bevor. Es sieht 
für die Klage der DPolG bezie-
hungsweise des dbb gut aus, 
im Sinne der Beamten und ge-
gen die schwarz-grüne Landes-
regierung entschieden zu wer-
den.

Was dann aus den Widersprü-
chen wird, zu denen die DPolG 
alljährlich aufgerufen hat, ist 
der nächste interessante 
Schritt auf dem Weg zu einer 
angemessenen Besoldung der 
Beamten in Hessen.

Mehr zum Sachstand der Klage 
ist auf der Homepage der 
DPolG (www.DPolG-Hessen.
de) oder beim dbb (www.dbb-
Hessen.de) zu finden.

� Alexander Glunz
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	< Keine Gewalt gegen Polizisten

Ein Zeichen für die Polizei, gegen ACAB
„Hallo, kann ich einen Aufkleber – Keine Gewalt gegen Polizisten –  
von Ihnen bekommen?“ So erhielt der Kreisverband Mittelhessen 
vor einiger Zeit einen Anruf. Natürlich wurde dem Anrufer geholfen 
und ihm ein entsprechender Aufkleber zur Verfügung gestellt. Et-
was verwundert war man in Mittelhessen dann schon über diese 
Anfrage und so fragte man nach, woher der Wunsch denn komme. 

Der Anrufer erklärte, er sei Mitarbeiter einer Entsorgungsfirma und 
ihm sei ein Altglascontainer in seinem Bereich ein Dorn im Auge. 
Dieser Container sei vor einiger Zeit von Vandalen mit den Buchsta-
ben – ACAB – (All Cops Are Bastards – Alle Bullen sind Schweine)* 
beschmiert worden. Eine Entfernung des Graffiti wäre zu teuer, aber 
so stehen lassen wolle man es auch nicht. Deshalb hat der Mitarbei-
ter die Idee gehabt, einfach einen DPolG-Aufkleber – Keine Gewalt 
gegen Polizisten – als Gegenstück auf das Grafitti zu kleben. 

Auch wenn der Aufkleber nicht ganz so groß ist, so setzt er doch ein 
klares Zeichen.

Dieses Engagement eines Bürgers fand man in Mittelhessen ganz 
toll und übersendete auch gleich eine DPolG-Tasse als kleines Dan-
keschön.

� Kreisverband Mittelhessen

* Wikipedia

Analog und digital

Landeshauptvorstands
sitzung
Wegen Corona im letzten Jahr verschoben, fand 
nun die Landeshauptvorstandssitzung als Hybrid-
veranstaltung an der Hessischen Polizeiakademie 
und im Netz statt.

Aus ganz Hessen waren die  
Delegierten der Kreisverbände 
angereist beziehungsweise zu-
geschaltet, als der Landesvorsit-
zende Engelbert Mesarec die 
Teilnehmer der Landeshauptvor-
standssitzung im großen Konfe-
renzraum der Hessischen Poli-
zeiakademie (HPA) begrüßte. 

Der Landeshauptvorstand (La-
HaVo) ist nach dem Delegier-
tentag das zweithöchste Gre-
mium der DPolG in Hessen. 
Eine Sitzung findet wiederkeh-
rend statt. Die letzte Sitzung 
war schon für das Jahr 2020 
geplant, konnte aber corona-
bedingt nicht durchgeführt 
werden. 

Anfang März war diese aber 
nun mit Abstand, Masken-
pflicht, Raumluftreinigungsge-
rät und einer großen Anzahl 
von digitalen Teilnehmern 
möglich. 

Neben dem Bericht des Vorsit-
zenden und der Ressorts des 
Landesvorstandes, wie Rechts-
schutz, Tarif und Redaktion, 
standen ein möglicher Umzug 
der Geschäftsstelle nach Wies-
baden und die Personalrats-
wahl im Mai 2021 auf der Ta-
gesordnung. Nicht nur über 
diese Themen, sondern auch 
über aktuelle Probleme inner-
halb der Polizei, wie die Impf-

strategie, die Stellenpläne oder 
Einsatzmittel und technische 
Ausrüstung, tauschten sich die 
DPolG-Funktionäre aus.

Einigkeit erzielte man schnell 
darüber, dass eine starke Ver-
tretung der DPolG in den Per-
sonalräten in Hessen notwen-
dig ist, um den Stillstand und 
die Probleme bei der Polizei zu 
beheben.

Deshalb gilt: DPolG, Wert-
schätzung nur mit uns! – was 
auch der Slogan der Personal-
ratswahl sein soll.

Bei dieser kann die DPolG  
nicht nur mit ihrem guten Pro-
gramm punkten, sondern auch 
mit den Erfolgen für die Kol-
leg(inn)en, wie sie zum Beispiel 
der Rechtsschutzbeauftragte 
Bernd Gayk beschreibt. 

Aber auch die Klage gegen die 
0 Prozent Besoldung, die die 
DPolG über den Dachverband 
dbb Hessen führt, ist ein Mei-
lenstein für die Polizeibesol-
dung in Hessen, zu denen Heini 
Schmitt berichtete.

Nach einem langen und auch 
diskussionsfreudigen Tag ge-
hen die DPolGler mit viel 
Schwung und Motivation in 
die vor ihnen liegenden Auf-
gaben.�

	< Engelbert Messarec bei der Begrüßung der Teilnehmer
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	< Kleiner Aufkleber, große Wirkung
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Einsatzbetreuung

Wir sind immer an eurer Seite
Querdenker-Demo in Kassel und Darmstadt binden Tausende von Poli-
zist(inn)en. Stundenlange Einsätze unter schwierigsten Bedingungen und 
mit hoher politischer Brisanz belasten die Polizei. Die DPolG Hessen war  
bei den Einsätzen mit einer Betreuung direkt vor Ort.

Viele Querdenker, dicht ge-
drängt, ohne Maske, marschie-
ren durch die Innenstadt von 
Kassel. Bilder, die durch die Me-
dien gingen. Sofort war die Poli-
zei wieder im Kreuzfeuer der 
Kritik. „Wieso wurde dort nicht 
eingeschritten?“ „Hat die Polizei 
versagt“, war gleich die Frage. 

	< Hunderte Polizisten und 
Tausende Überstunden

Dass viele Hundert Polizist(inn)
en an dem Wochenende im 
Rahmen des Einsatzes viele 
Tausend Überstunden in ihrer 
Freizeit aufgebaut haben, wird 
nicht erwähnt. Auch dass die 
Veranstaltung, die dem ganzen 
zugrunde lag, von der Ver-
sammlungsbehörde verboten 
war und durch Gerichte dann 
doch zugelassen wurde, wird 
auch selten angebracht. Beson-
ders ist hier zu sagen, dass die 
Auflagen des Gerichtes fast als 
weltfremd zu bezeichnen sind. 
Es kann nicht Aufgabe der Poli-
zei sein, politische und juristi-
sche Fehlentscheidungen aus-
zubaden. Leider wird die Polizei 
viel zu oft dafür missbraucht. 

	< Einsatz Darmstadt

Nach den Vorfällen in Kassel 
war man die Woche später 
beim Querdenker-Einsatz in 
Darmstadt besonders sensi-
bel. Dementsprechend war 
die Anzahl der Einsatzkräfte 
auch besonders hoch.

Damit die Kolleg(inn)en sehen 
und wissen, dass die DPolG an 
ihrer Seite steht, waren sowohl 
in Kassel als auch in Darmstadt 

DPolG-Betreuungsteams im 
Einsatz. Als Ansprechpartner 
bei Problemen, Fragen oder 
auch nur zum kurzen Gespräch 
standen die DPolG-Betreuer 
vor Ort zu Verfügung.

Gerne wurde der Service der 
DPolG angenommen und auch 
von vielen Kolleg(inn)en wert-
geschätzt. 

	< Zwischen Bahnhof und 
Veranstaltungsort 

Zwei Teams waren mobil un-
terwegs. Zwischen Bahnhof 
und Veranstaltungsort sowie 
bei der Fahrraddemo im Stadt-
gebiet waren die DPolG-Be-
treuer im Einsatz. Aber auch 
die abgesetzten Kolleg(inn)en 
der Vorkontrollen an den Auto-
bahnzufahrten wurden ange-
fahren und betreut.

Die eigens für die Einsatzbe-
treuung geschaltete Hotline 
der DPolG wurde besonders 
von den Einheiten der Bereit-
schaftspolizei genutzt, um 
auch die Standorte von ein-
zelnen Gruppen und Trupps 
mitzuteilen.

Somit konnte auch dort eine Be-
treuung sichergestellt werden.

Auch die Presse wurde auf die 
DPolG-Betreuung aufmerksam 
und berichtete positiv darüber.

	< Auch in Frankfurt immer 
nah dran

Nach Kassel und Darmstadt 
ließ auch Frankfurt nicht lange 
auf sich warten.

Für die Betreuungsteams der 
DPolG war auch klar, dass die 
Kollegen, die die nächste Quer-
denker-Demo in Frankfurt be-
gleiten mussten, ein Recht auf 
eine gute Einsatzbetreuung ha-
ben. So wurde das erfolgreiche 
Betreuungskonzept auf die Ein-
satzlage am Main ausgeweitet. 
Auch hier freuten sich die Ein-
satzkräfte über den Zuspruch 
und die Aufmerksamkeiten der 
DPolG.� Alexander Glunz

	< Herzlichen Glückwunsch
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Der Landesvorstand der DPolG Hessen gratuliert allen Geburtstags-
kindern des Monats Mai.

Unseren erkrankten Kolleginnen und Kollegen wünschen wir eine 
baldige gute Genesung und keine bleibenden gesundheitlichen  
Schäden!

Die DPolG Hessen wünscht allen Dienst- und Gewerkschafts-
jubilaren Glück, Gesundheit, viel Erfolg und alles Gute!

Aus datenschutzrechtlichen Gründen verzichten wir auf  
die persönliche Namensnennung.

Zitiert„ “Nach jedem Verbrechen wird der Täter der  
Polizei übergeben – das Opfer der Presse. Es  
ist nicht sicher, wer damit härter bestraft ist. 
� Dieter Hildebrandt

	< Kleine „Leckerein“ wurden von 
den Einsatzkräften gerne ange-
nommen.

	< Mit dem DPolG-Mobil wurden die 
Einsatzabschnitte angefahren.

	< Einsatzbetreuung FFM

	< Zwei Teams aus Südhessen und 
dem Landesverband waren zur 
Betreuung im Einsatz. 

	< DPolG Hessen: Einsatzbetreuung 
in Kassel
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